
787 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

• 

Bericht 

des Handelsausschusses 

über die Regierungsvorlage (668 der Beilagen): 
Bundesgesetz über die Transparenz von 
Preisen für Erdöl, Mineralölerzeugnisse, Gas, 
Strom und Arzneimittel sowie der Preisaus­
zeichnungsvorschriften (Preistransparenzge-

setz) 

Das Abkommen über den Europäischen Wirt­
schaftsraum (EWR-Abkommen), das mit 1. Jänner 
1993 in Kraft treten soll, sieht vor, daß eine Reihe 
von EG- Richtlinien, die die Transparenz von 
Preisen und Preisvorschriften für Sachgüter betref­
fen, als gemeinsamer Rechtsbesitzstand mit entspre­
chenden Anpassungen auch für die EFfA- Staaten 
gelten soll. 

Österreich wird daher verpflichtet sein, der 
EFfA-Überwachungsbehörde und dem Ständigen 
Ausschuß der EFfA- Staaten bzw. dem Statistischen 
Amt der Europäischen Gemeinschaften hinsichtlich 
Erdöl, Mineralölerzeugnisse, Gas, Strom und 
Arzneimittel regelmäßig bestimmte Daten über 
Preise, Erlöse, Geschäftsbedingungen u. dgl. sowie 
die innerstaatlichen Rechtsvorschriften betreffend 
Preisfestsetzung für Arzneimittel und betreffend 
Preisauszeichnung bei Sachgütern mitzuteilen. 

Die Schaffung der zur Erfüllung dieser Mittei­
lungspflichten erforderlichen innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften ist daher das Ziel dieser 
.Regierungsvorlage und zwar durch einen Auftrag 
an den Bundesminister für wirtschaftliche Angele­
genheiten, 

1. der EFfA-Überwachungsbehörde und dem 
Ständigen Ausschuß der EFfA-Staaten hin­
sichtlich von Preisen für Erdöl, Minerali?ler­
zeugnisse und Arzneimittel für den menschli­
chen Gebrauch und von damit zusammenhän­
genden sonstigen Ang�ben sowie hinsichtlich 
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften über' 

die Preisfestsetzung für Arzneimittel und über 
'. die Preisauszeichnung und 
2. dem Statistischen Amt der Europäischen 

Gemeinschaften hinsichtlich von Preisen der 
industriellen Endverbraucher und damit zu­
sammenhängenden Angaben für Gas und 
Strom 

alle Mitteilungen zu machen, zu denen Österreich 
auf Grund des EWR-Abkommens in der jeweiligen 
Fassung verpflichtet ist; 

eine Ermächtigung des Bundesministers für wirt­
schaftliche Angelegenheiten, die einschlägigen 
Unternehmen durch Verordnung zur Meldung 
jener Daten zu verpflichten, die zur Erfüllung der 
Mitteilungspflichten Österreichs auf Grund des 
EWR-Abkommens erforderlich sind; 

eine Verkürzung der Frist, innerhalb welcher die 
Behörde über Anträge auf Erhöhung von Preisen 
für Arzneimittel für den menschlichen Gebrauch, 
die nach dem Preisgesetz 1992 in der 'jeweils 
geltenden Fassung gestellt werden, zu entscheiden 
hat und 

die für die genannten Regelungen erforderlichen 
Nebenbestimmungen (Aufzeichnungs- und Aus­
kunftspflicht, automationsunterstützter Datenver-
kehr, Strafbestimmungen). 

-

Der Handelsausschuß hat die Regierungsvorlage 
in seiner Sitzung am 5. November 1992 in 
Verhandlung genommen. In der Debatte ergriffen 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten Mag. 
Ho c h s t e i n e r, R·e s c h  und Mag. Dr. Made­
leine P e t  r 0 v i c sowie der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. S c  h ü s s ei 
das Wort. 

. 

Die Abgeordneten Dipl.-Ing: R i e g l  e r und 
R e s  c h brachten drei Abänderungsanträge ein und 
zwar einen zu Artikel lAbs. 2 und Artikel II § 12 
Abs. 1 Z 1, weiters einen zu Artikel II § 1 Abs. 2 und 
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2 787 der Beilagen 

Anfügung eines Abs. 3, § 2 Abs. 2 und Anfügung 
eines Abs. 3 und schließlich einen zu Artikel II § E 
auf Anfügung eines Abs. 2. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf in 
der Fassung der Abänderungsanträge mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Dipl.-log. Kaiser 

Berichterstatter 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Handelsausschuß somit den A n t r a g, der N atio­
nalrat wolle dem a n g e s c hi 0 s s e n  e n G e -
s e t  z e n  t w u r f die verfassungsmäßige Zustim-
mung erteilen. 

. 

Wien, 1992 11 05 

Ingrid Tichy-Schreder 

Ob frau 
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Bundesgesetz über die Transparenz von 
Preisen für Erdöl, Mineralölerzeugnisse, Gas, 
Strom und Arzneimittel sowie der Preisaus­
zeichnungsvorschriften (Preistransparenzge-

setz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

(Verfassungsbestimmung) 

(1) Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung 
von Vorschriften, wie sie im - Artikel II dieses 
Bundesgesetzes enthalten sind, sind auch in den 
Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften 
geregelten Angelegenheiten können unmittelbar 
von Bundesbehörden versehen werden. 

(2) Dieser Artikel tritt mit 15. Dezember 1992 in 
Kraft. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die 
Bundesregierung betraut. 

Artikel II 

Transparenz von Preisen für Erdöl und 
Mineralölerzeugnisse 

§ 1. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten hat der EFTA-Überwachungsbe­
hörde und dem Ständigen Ausschuß der EFT A­
Staaten über die Preise für Erdöl (Rohöl) und 
Mineralölerzeugnisse sowie über die im Zusammen­
hang damit mitzuteilenden sonstigen Angaben alle 
Mitteilungen zu machen, zu denen die Republik 
Österreich auf Grund des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
verpflichtet ist. Die nähere Regelung dieser 
Mitteilungspflicht, insbesondere hinsichtlich der 
dabei einzuhaltenden Fristen, der erfaßten Pro­
dukte, Preise und Erlöse, hat durch Verordnung des 

Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenhei­
ten zu erfolgen. 

(2) Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten hat Unternehmen der Mineralöl­
wirtschaft durch Verordnung zu verpflichten, dem 
Fachverband der Erdölindustrie jene Daten zu 
melden, die Zur Erfüllung der Verpflichtungen 
gemäß Abs. 1 erforderlich sind. In der Verordnung 
sind insbesondere auch der Inhalt und die Form der 
Meldungen sowie der Zeitpunkt, zu dem sie zu 
erfolgen haben, zu bestimmen. 

(3) Der Fachverband der Erdölindustrie hat die 
_ von den Unternehmen gemeldeten Daten auf seine 
Kosten, unter Aufsicht eines vom Bundesminister 
für wirtschaftliche Angelegenheiten namhaft ge­
machten Wirtschaftsprüfers und Steuerberaters, 
entsprechend dem Abkommen über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) aufzu­
bereiten und in dieser Fassung dem Bundesministe­
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten zu über­
mitteln. 

Transparenz von Gas- und Strompreisen 

§ 2. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten hat dem Statistischen Amt der 
Europäischen Gemeinschaften (SAEG) über die 
Gas- und Strompreise der Gas- und Elektrizitätsver­
sorgungsunternehmen der industriellen Endver­
braucher sowie über die im Zusammenhang damit 
mitzuteilenden sonstigen Angaben alle Mitteilungen. 
zu machen, zu denen die Republik Österreich auf 
Grund des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) verpflichtet 
ist. Die nähere Regelung dieser Mitteilungspflicht, 
insbesondere hinsichtlich der dabei einzuhaltenden 
Fristen, der erfaßten Produkte, Geschäftsbedingun­
gen, Preissysteme, Verbraucherstrukturen und 
Abgabemengen, hat durch Verordnung des Bundes­
ministers für wirtschaftliche Angelegenheiten zu 
erfolgen. Der letzte Satz gilt nicht für die Mitteilung 
gemäß Anhang XXI Z 26 lit. d des EWR-Abkom­
mens. 
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. (2) Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten hat Gas- und Elektrizitätsversor-

: gungsunternehmen durch Verordnung zu verpflich­
ten, dem Fachverband der Gas- uno Wärmeversor.­

. gungsunternehmungen beziehungsweise dem Ver­
band der Elektrizitätswerke Österreichs jene Daten 
. zu melden, die zur Erfüllung der Verpflichtungen 
gemäß Abs. 1 erforderlich sind. In der Verordnung 
sind insbesondere auch der Inhalt und die Form der 
Meldungen sowie der Zeitpunkt, zu dem sie zu 
erfolgen haben, zu bestimmen. 

(3) § 1 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden. 

Transparenz von. Maßnahmen zur Regelung der 
Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den 

menschlichen Gebrauch 

§ 3. (1) Anträge auf Preiserhöhung für Arzneimit­
tel für den menschlichen Gebrauch, die auf Grund 
des Preisgesetzes 1992, BGBL Nr. 145, von 
Inhabern einer Genehmigung für das InverkehrbrinT 
gen von Arzneimitteln gestellt werden, sind zu 
begründen, wobei insbesondere Einzelheiten· über 
jene Ereignisse anzuführen sind, die nach der 
letzten Preisbestimmung für das Arzneimittel 
eingetreten sind und nach Ansicht des Antragstellers 
die beantragte Preiserhöhung rechtfertigen. Ist der 
Antrag für eine Entscheidung ausreichend begrün­
det, so hat die Behörde über den Antrag innerhalb 
von neunzig Tagen ab seinem Einlangen einen 
Bescheid zu erlassen. Anderenfalls hat sie dem 
Antragsteller unver�üglich mitzuteilen, welche 
zusätzlichen Einzelangaben erforderlich sind, und 
innerhalb von. neunzig Tagen nach Erhalt dieser 
zusätzlichen Einzelangaben einen Bescheid zu 
erlassen. 

(2) Ist während der im Abs. 1 genannten Fristen 
für die Entscheidung über einen Antrag bei der 
Behörde, wenn auch nur kurze Zeit, eine wesentlich 
höhere Anzahl von Preiserhöhungsanträgen anhän­
gig als dies für gewöhnlich der Fall ist, so verlängern 
sich die im Abs. 1 genannten Fristen für die 
Entscheidung über diesen Antrag um 'sechzig Tage. 
Die Verlängerung ist dem Antragsteller vor Ablauf 
der Frist mitzuteilen. 

(3) Ergeht innerhalb der im Abs. 1 und 2 
genannten .Fristen keine Entscheidung, so ist der 
Antragsteller berechtigt, die beantragte Preiserhö­

; hung vorzunehmen. 

(4) Die Behörde hat wenigstens einmal jährlich in 
der "Mitteilung der Österreichischen Sanitätsver­
waltung" . eine Liste der Arzneimittel für den 
menschlichen Gebrauch, für die während des 
Berichtszeitraums die Preise von der Behörde 
erhöht wurden, zusammen mit den neuen Preisen, 
die für die· betreffenden Arzneimittel verlangt 
werden können, bekanntzumachen. 

§ 4. (1) Behörde im Sinne des § 3 ist der 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsu­
mentenschutz. 

(2) Soweit § 3 für die Bestimmung von Preisen für 
Arzneimittel auf Grund von Anträgen nach dem 
Preisgesetz 1992 nicht eine abweichende Regelung 
trifft, gelten hiefür das Preisgesetz 1992 und das 
Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, 
BGBL Nr. SI. 

§ 5. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten hat der EFTA-Überwachungsbe­
hörde und dem Ständigen Ausschuß der EFTA­
Staaten über die Preise für Arzneimittel und über 
die Rechtsvorschriften betreffend Preisfestsetzung 
für Arzneimittel für den menschlichen Gebrauch 
alle Mitteilungen zu machen, zu denen die Republik 
Österreich auf Grund des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR -Abkommen) 
verpflichtet ist. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz hat dem Bundesministe­
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten alle für die 
Erfüllung der Mitteilungspflicht gemäß Abs. 1 
erforderlichen Informationen und Unterlagen 
rechtzeitig zu übermitteln. 

Transparenz der Preisauszeichnungsvorschriften 

§ 6. Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten hat der EFT A- Überwachungsbe­
hörde und dem Ständigen Ausschuß der EFT A­
Staaten die auf dem Gebiet der Preisauszeichnung 
für Sachgüter und Leistungen erlassenen innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften mitzuteilen, zu deren 
Mitteilung die Republik Österreich auf Grund des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts­
raum (EWR-Abkommen) verpflichtet ist. 

Aufzeichnungen der Unternehmen 

§ 7. (1) Unternehmen haben über die Daten, die 
sie auf Grund . einer Verordming nach diesem 
Bundesgesetz zu melden haben, übersichtliche und 
leicht überprüfbare Aufzeichnungen zu führen und 
gehörig legitimierten Organen der mit der Vollzie­
hung dieses Bundesgesetzes betrauten Behörden 
während der Geschäftszeit die Einsichtnahme in 
diese Aufzeichungen zu' gewähren. Die Aufzeich­
nungen müssen vollständig sein und der Wahrheit 
entsprechen. Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten kann Inhalt und Form dieser 
Aufzeichnungen durch Verordnung näher regeln, 
soweit dies zur Durchführung dieses Bundesgeset­
zes erforderlich ist. 

(2) Soweit dies zur Erfüllung der Verpflichtungen 
der Republik Österreich auf Grund des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Ab­
kommen) erforderlich ist, sind die Unternehmen zur 
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Auskunft an die mit der Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes betrauten Behörden verpflichtet. 

Verbot der Verwendung der Daten für andere 
,Zwecke 

. 

§ 8. (1) Die nach diesem Bundesgesetz zu 
meldenden und zu übermittelnden Daten dürfen für 
andere Zwecke als die Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes nur mit Zustimmung der betroffenen 
Unternehmen verwendet werden. 

(2) Die Einsichtnahme in die Aufzeichnungen 
(§ 7 Abs. 1) darf nur für Zwecke gemäß diesem 
Bundesgesetz erfolgen. Die dabei gewonnenen 
Daten und sonstigen Kenntnisse dürfen nur im 
Rahmen der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
verwendet werden. 

Automationsunterstützter Datenverkehr 

§ 9. Daten, die auf Grund dieses Bundesgesetzes 
einer zwischenstaatlichen Organisation mitzuteilen 
oder auf Grund einer nach diesem Bundesgesetz 
erlassenen Verordnung zu melden sind, dürfen, 
soweit dies zur Durchführung dieses Bundesgeset­
zes und der auf seiner Grundlage erlassenen 
Verotdnungen erforderlich ist; automationsunter­
stützt ermittelt, verarbeitet und übermittelt werden. 

Strafbestimmunge� 

§ 10. Wer 
1. einer auf Grund des § 1 Abs. 2, des § 2 Abs. 2 

oder des § 7 Abs. 1 erlassenen Verordnung, 
2. den Bestimmungen des § 7 Abs. 1 über ,die 

Pflicht zur Führung von Aufzeichnungen und 
zur Gewährung der Einsichtnahme in diese 
oder 

3. derAuskunftspflicht gemäß § 7 Abs. 2 
zuwiderhandelt, begeht, sofern die Tat nicht den 
Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung erfüllt, eine Verwal­
tungsübertretung und ist hiefür von der Bezirksver­
waltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 30 000 
Schilling, im Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis 
zu 100 000 Schilling zu bestrafen. 

Schlußbestimmungen 

§ 11. Soweit in diesem Bundesgesetz auf das 
Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum (EWR-Abkommen) und auf Bestimmungen 
anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese 
Rechtsvorschriften in ihrer jeweils geltenden Fas­
sung anzuwenden. 

§ 12. (1) Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich 
1. des § 2, des § 7 Abs.2 und des § 10 Z 3 mit 

1 s. Dezember 1992 und 
2. der übrigen Bestimmungen gleichzeitig mit 

dem Inkrafttreten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Ab­
kommen) in Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgeset­
zes können bereits von dem seiner Kundmachung 
folgenden Tag an erlassen werden. Diese Verord­
nungen dürfen frühestens mit dem im Abs. 1 Z 2 
bezeichneten Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

1. hinsichtlich der §§ 3, 4 und 5 Abs. 2 der 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz und 

2. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen­
heiten. 
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